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1. Anlass, Ziele und Zwecke der Bebauungsplanänderung  
 
Die 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Harscheid“ umfasst 
einen Großteil des Geltungsbereichs des derzeit bestehenden Bebauungsplanes. 
Der Ursprungsbebauungsplan ist bereits seit dem 30.08.2005 rechtskräftig und 
schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 18 Wohnvorhaben am süd-
westlichen Rand von Harscheid. Im August 2022 trat die 1. vereinfachten Ände-
rung in Kraft. Bisher wurden einzelne Bauvorhaben im Geltungsbereich umgesetzt.  
 
Antragssteller auf eine 2. Änderung des Bebauungsplanes sind die Eigentümer der 
Flurstücke 254 und 255. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes aus dem Jahr 
2005 passen nicht mit den von den Eigentümern beabsichtigten Baustilen überein. 
Daher ist eine 2. Änderung des Bebauungsplanes erforderlich, um die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die beiden Vorhaben zu schaffen.  
 
Inhalt der Änderung ist eine geringfügige Verschiebung und Erweiterung der über-
baubaren Grundstücksfläche sowie die Anpassung gestalterischer Festsetzungen. 
Der Großteil der bestehenden Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplans und 
der 1. vereinfachten Änderung wird in der 2. vereinfachten Änderung übernom-
men.  
 
 
2. Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der Planbereich umfasst eine ca. 1,0 ha große Fläche am südwestlichen Ortsrand 
des Ortsteils Harscheid. Durch die 1. vereinfachte Änderung des BPL Nr. 80 wurde 
das Plangebiet in zwei Teilbereiche, Planbereich WA1 im Norden und Planbereich 
WA2 im Süden, unterteilt. Die 2. vereinfachte Änderung betrifft nur den Planbe-
reich WA1. Dieser wird wie folgt umgrenzt: 
 

- im Nordwesten durch die freie Landschaft mit landwirtschaftlich genutzten 
Flächen, 

- im Nordosten durch die bereits vorhandene Bebauung der Ortschaft „Har-
scheid“, 

- im Südosten durch die Straße „Hellenhardt“.  
- und im Südwesten durch bestehende Waldflächen.  

 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 46 (T.a.), 249, 250, 273, 772 253, 
254, 255, 256, 257, 258, 259, 260, 261 in der Flur 55 in der Gemarkung Marien-
berghausen. 
 
 
3.  Verfahren 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 80 soll im vereinfachten Verfahren nach 
§ 13 BauGB durchgeführt werden. Das vereinfachte Verfahren ist auf Änderungen 
bestehender Bebauungspläne anwendbar, die die Grundzüge der Planung nicht be-
rühren. Die Grundzüge der Planung sind nur dann nicht berührt, wenn die Ände-
rung des Bebauungsplanes, die dem Ursprungsbebauungsplan insgesamt zu-
grunde liegende planerische Konzeption nicht verändert. Dies ist bei der vorliegen-
den Bebauungsplanänderung der Fall, da lediglich eine überbaubare Grundstücks-
fläche verschoben, eine weitere überbaubare Grundstücksfläche geringfügig er-
weitert und einzelne gestalterische Festsetzungen geringfügig modifiziert werden. 
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Die Art und das Maß der baulichen Nutzung werden nicht verändert. Das Ziel des 
Ursprungsbebauungsplanes, ein Wohngebiet mit Einfamilienhäusern mit eventuel-
ler Einliegerwohnung in einem an die Örtlichkeit angepassten Baustil zu ermögli-
chen, bleibt unverändert.  
 
Zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens müssen ferner die unter § 13 Abs. 1 
BauGB genannten Anwendungsvoraussetzungen erfüllt sein: 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplanentwurf wird keine Zulässigkeit von Vorha-
ben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-
Westfalen (UVPG NRW) unterliegen.  
 
Eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) ist nach den Umständen des Einzelfalles 
nicht zu erwarten. 
 
Ferner bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
BImSchG zu beachten sind.  
 
Da somit die Voraussetzungen vorliegen, wird die 2. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 80 „Harscheid“ im vereinfachten Verfahren aufgestellt. Dabei 
werden die Verfahrensvereinfachungen des § 13 Abs 2 S. 1 Nr. 1 und Abs. 3 Satz 
1 BauGB angewendet: Auf eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB wird verzichtet; von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und der zusammen-
fassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB wird abgesehen; § 4 c BauGB 
(Monitoring) ist ebenfalls nicht anzuwenden.  
 
 
4. Rahmenbedingungen 
 
4.1 Landes- und Regionalplanung 
 
Der Änderungsbereich ist im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilab-
schnitt Region Köln als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich dargestellt. Die 
Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereiche umfassen neben den verschiedenen Ka-
tegorien von Flächen, die als Freiraum zu sichern sind auch Siedlungen unterhalb 
der regionalbedeutsamen Darstellungsschwelle. Um eine solche Siedlung handelt 
es sich bei der Ortslage Harscheid. Eine an den örtlichen Bedarf angepasste Sied-
lungsentwicklung ist demnach möglich.   
 
4.2 Flächennutzungsplan 
 
In dem seit dem 23.09.1997 rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Ge-
meinde Nümbrecht ist der Änderungsbereich als Wohnbaufläche dargestellt. Die 
Änderung des Bebauungsplanes kann somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem FNP 
entwickelt werden.   
 
4.3 Bebauungsplan Nr. 80 
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Der Ursprungsbebauungsplan ist bereits seit dem 30.08.2005 rechtskräftig und 
sieht die Errichtung von 18 Wohnhäusern vor. Mit der 1. vereinfachten Änderung 
des Bebauungsplanes, die seit dem 15.10.2022 rechtskräftig ist, wurden die Zahl 
der Vollgeschosse in einem Teil des Plangebiets erhöht und einzelne gestalterische 
Festsetzungen angepasst. 
 
Der Bebauungsplan setzt ein Allgemeines Wohngebiet (WA) mit einer Grundflä-
chenzahl von 0,4, einer Geschossflächenzahl von 0,6 als Höchstmaß sowie einem 
Vollgeschoss im südlichen Teilbereich und zwei Vollgeschossen im nördlichen Teil-
bereich in einer abweichenden Bauweise fest. Mit der abweichenden Bauweise wird 
festgesetzt, dass nur Gebäude mit seitlichen Grenzabstand und einer Gesamtlänge 
von nicht mehr als 16 m zulässig sind. Zudem sind höchstens zwei Wohneinheiten 
je Wohngebäude zulässig, die Grundstücksgrößen dürfen eine Mindestgröße von 
600 m² nicht unterschreiten. 
 
Ferner setzt der bestehende Bebauungsplan eine Vielzahl an gestalterischen Fest-
setzungen fest. Neben Vorgaben zur Gestaltung der Baukörper und Außenwände 
trifft der Bebauungsplan auch Festsetzungen zur Dachform und Dachgestaltung. 
Demnach ist bei einem Vollgeschoss eine Dachneigung von 30-45 Grad und bei 
zwei Vollgeschossen von 0-22 Grad zulässig. Die Dachüberstände an Giebel- und 
Traufseiten von Wohngebäuden sind auf eine Länge von je 0,80 m beschränkt. 
 
4.4 Baulicher Bestand 
 
Die katastermäßige Aufteilung gemäß dem Ursprungsbebauungsplan ist bereits 
vollzogen. Die Grundstücke werden vorangehend für die Bebauung vorbereitet, 
einzelne Gebäude sowie die Erschließungsstraße wurden bereits errichtet. 
 
 
5. Städtebauliches Konzept 
 
5.1 Bebauung 
 
Durch die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 80 wurde das Plan-
gebiet in zwei Teilbereiche, Planbereich WA 1 im Norden und Planbereich WA 2 im 
Süden, unterteilt.  
 
Im Rahmen des städtebaulichen Konzeptes, welches sich aus den Planungen der 
Grundstückseigentümer ergibt, sind verschiedene Bautypologien vorgesehen, die 
sich mit den derzeit bestehenden Festsetzungen nicht realisieren lassen.  
 
Konkret ist auf dem Flurstück 254 ein eingeschossiger Bungalow mit einer Dach-
neigung von 22 Grad geplant. Dieser sieht vor, die gemäß rechtskräftigem Bebau-
ungsplan zulässigen Dachüberstände von 0,80 m zu überschreiten. An der 
Traufseite mit einem Dachüberstand von 1,34 m und an der Giebelseite von 
1,50 m. Auf dem südlich angrenzenden Flurstück 255 ist ein Wohnhaus mit einem 
Vollgeschoss und einem ausgebauten Dachgeschoss mit einer Dachneigung von 
30 Grad geplant. Dieses sieht an der Traufseite einen Dachüberstand von 1,50 m, 
an der Giebelseite von 1,64 m und im geplanten Erkerbereich von 1,07 m vor.  
 
Beide Grundstücke liegen im Planbereich WA 1, der eine flache Topographie auf-
weist. Hier sind eingeschossige Gebäude mit einer Dachneigung ab 22 Grad städ-
tebaulich vertretbar.  
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Zudem sind die von den Eigentümern vorgesehenen größeren Dachüberstände im 
Nordteil des Neubaugebiets städtebaulich vertretbar. So können diese einem kon-
struktiven Schutz der Hausfassade vor Witterungseinflüssen dienen, in den Som-
mermonaten eine natürliche Beschattungswirkung bieten und die Dachfläche für 
eine leistungsstarke Photovoltaikanlage und eine umweltfreundliche Stromerzeu-
gung für die Eigennutzung vergrößern. 
 
Beide konkret geplanten Wohnhäuser sind im Nordosten des jeweiligen Baugrund-
stücks geplant, um eine bessere Ausrichtung (Südwest) der jeweiligen privaten 
Gartenfläche zu ermöglichen. 
 
5.2  Erschließung 
 

Die Baugrundstücke können weiterhin über die bestehende Ortsstraße „Im Ober-
hof“ erschlossen werden. Im derzeit gültigen Bebauungsplan wurde daran anbin-
dend eine Erschließungsstraße (Planstraße A) festgesetzt, diese befindet sich be-
reits im Bau. An die Planstraße A schließt eine Ringerschließung an (Planstraße B), 
welche die nördlich gelegenen Baugrundstücke erschließen wird.  
 
 
Die Erschließung wurde bereits vollständig hergestellt. 
 
5.3  Ver- und Entsorgung 
 
Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt wie im Ursprungsbebauungsplan vorgese-
hen durch den Anschluss über die Leitungen an den bestehenden Mischwasserka-
nals in Richtung Ortsmitte.  
 
Im Rahmen der Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 80 „Harscheid“ 
wurde ein hydrogeologisches Gutachten erstellt, das zu dem Ergebnis kommt, dass 
von einer Versickerung des Oberflächenwassers auf den Baugrundstücken abge-
raten wird. Stattdessen soll das Oberflächenwasser über einen Regenwasserkanal 
oder die öffentliche Kanalisation entsorgt werden. Das Niederschlagswasser soll 
demnach in den vorhandenen Mischwasserkanal im Bereich des Kindergartens ein-
geleitet werden.  
 
 
6. Begründung der Festsetzungen 
 

6.1  Art der baulichen Nutzung 
 
Wie auch im Ursprungsbebauungsplan geregelt, wird die Art der baulichen Nutzung 
als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO 
festgesetzt, um eine Wohnbebauung zu ermöglichen. Durch die 1. vereinfachte 
Änderung des BPL Nr. 80 wurde das Plangebiet in zwei Teilbereiche, Planbereich 
WA1 im Norden und Planbereich WA2 im Süden, unterteilt. Die 2. vereinfachte 
Änderung betrifft nur den Planbereich WA1. 
 
Die unter § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes (Nr. 1), 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (Nr. 2), 
- Anlagen für Verwaltungen (Nr. 3), 
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- Gartenbaubetriebe und (Nr. 4) 
- Tankstellen (Nr. 5) 

sind weiterhin nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und damit nicht zulässig.  
 
Die Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung orientiert sich an den Festsetzungen 
des derzeit bestehenden Bebauungsplanes Nr. 80. Ferner werden potenziell flä-
chen- und verkehrsintensive Nutzungen ausgeschlossen, die dem vorrangigen Pla-
nungsziel der Wohnnutzung entgegenstehen. Die grundlegende Zweckbestim-
mung der Allgemeinen Wohngebiete, die vorwiegend dem Wohnen dienen, bleibt 
mit dieser Festsetzung gewahrt.  
 
6.2  Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung in dem Allgemeinen Wohngebieten WA 1 wird un-
ter anderem durch die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und der 
Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,6 bestimmt. Die Festsetzungen werden aus dem 
Ursprungsbebauungsplan übernommen. Die festgesetzte GRZ entspricht dem un-
ter § 17 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete angegeben Orientierungswert. Die 
Festsetzung zur GFZ bleibt unter dem Orientierungswert aus § 17 BauNVO.  
 
Durch die Bestimmung zum Maß der baulichen Nutzung kann sich der Ort unter 
Beibehaltung der aufgelockerten Struktur als eine in sich geschlossene Siedlung 
entwickeln, lässt aber im Vergleich zur vorhandenen Bebauung keine überpropor-
tionale Bebauung zu.  
 
6.3  Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
 
Für das Allgemeine Wohngebiete WA 1 wird eine abweichende Bauweise festge-
setzt. Wie auch im Ursprungsbebauungsplan sind in der abweichenden Bauweise 
Einzelhäuser mit einer zulässigen Gesamtlänge von bis zu 16 m zulässig. Durch 
die 1. vereinfachte Änderung wurde für die abweichende Bauweise ergänzt, dass 
auch Doppelhäuser mit einer maximalen Gesamtlänge von nicht mehr als 20,0 m 
zulässig sind.  
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die zeichnerische Festsetzung 
von Baugrenzen bestimmt. In der 2. vereinfachten Änderung werden zwei über-
baubare Grundstücksflächen im Vergleich zum Ursprungsbebauungsplan verscho-
ben bzw. erweitert. In dem Gebiet WA 1 wird die östliche überbaubare Grund-
stücksfläche, das sich über die Grundstücke 255 und 256 erstreckt, um 7,2 m nach 
Nordosten, bis auf einen Abstand von 3,0 m an die östliche Geltungsbereichs-
grenze verschoben. Im Sinne eines einheitlichen Ortsbildes soll die Verschiebung 
der überbaubaren Grundstücksfläche nicht nur das Flurstück Nr. 255 des Antrags-
stellers, sondern auch das südlich angrenzende Flurstück 256 umfassen. Durch die 
Verschiebung rückt die mögliche Bebauung näher an das Grundstück der freien 
christlichen Gemeinde Harscheid heran. Konflikte sind dadurch allerdings nicht zu 
erwarten, da Anlagen für kirchliche Zwecke sowie Wohnnutzungen grundsätzlich 
untereinander verträglich sind. Zudem besteht zwischen Grundstücksgrenze und 
dem Kirchengebäude ein Abstand von ca. 20,0 m. Des Weiteren wird mit der 2. 
vereinfachten Änderung die überbaubare Grundstücksfläche, in welcher das Flur-
stück 254 liegt, um 7,2 m nach Nordosten, bis auf einen Abstand von 3,0m an den 
östlichen Geltungsbereich erweitert, um die Möglichkeit zur Bebauung des Eck-
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grundstückes auszuweiten. Alle anderen überbaubaren Grundstücksflächen wer-
den aus dem Ursprungsbebauungsplan Nr. 80  bzw. aus der 1. Vereinfachten Än-
derung für den vorliegenden Änderungsbereich übernommen.  
 
Die im Ursprungsbebauungsplan zulässige Ausnahme zur Überschreitung der Bau-
grenzen wird in der 2. vereinfachten Änderung übernommen. Auf die Begründung 
des Bebauungsplanes Nr. 80 wird verwiesen.  
 
6.4 Zahl der Wohneinheiten, Mindestgröße der Baugrundstücke 
 
Die Zahl der Wohneinheiten wird wie im bestehenden Bebauungsplan Nr. 80 auf 
zwei je Wohngebäude begrenzt. Zugleich wird die Mindestgröße von 600 qm je 
Baugrundstück von dort übernommen. Faktisch entstehen Grundstücke zwischen 
ca. 640 und ca. 860 qm. Die Festsetzung verfolgt das Ziel einer lockeren Bauweise. 
Außerdem wird eine übermäßige wohnbauliche Dichte verhindert; es sollen vor-
rangig Einfamilienhäuser mit eventueller Einliegerwohnung zulässig sein.  
 
 
6.5  Maßnahmen zur Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 80 „Harscheid“ 
wurden verschiedene Maßnahmen zur Anpflanzung und zum Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Diese Festsetzungen werden 
in der 2. vereinfachten Änderung übernommen. Es wird auf die zum Bebauungs-
plan Nr. 80 vorliegende Begründung verwiesen. 
 
6.6 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen werden ebenfalls weitestgehend aus 
dem bestehenden Bebauungsplan Nr. 80 und der 1. vereinfachten Änderung über-
nommen. Auf die dazu vorliegenden Begründungen wird verwiesen. Lediglich die 
Festsetzungen zur Dachneigung und Dachüberstände werden für das WA 1 geän-
dert, um die konkret vorgesehenen Bauvorhaben planungsrechtlich zu ermögli-
chen, und im Folgenden begründet. Die Festsetzungen des Ursprungsbebauungs-
planes mit den Änderungen aus der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungspla-
nes behalten für das WA 2 weiterhin ihre Gültigkeit.   
 
Die Festsetzung zur zulässigen Dachneigung wird insoweit angepasst, dass im 
WA 1 eingeschossige Wohngebäude mit einer Dachneigung von 22 – 45 Grad zu-
gelassen werden. Dies ist aufgrund der Topographie in diesem Teil des Baugebietes 
städtebaulich vertretbar. Für zweigeschossige Wohngebäude ist weiterhin eine 
Dachneigung von 0 – 22 Grad zulässig.  
 
Da Dachüberstände dem konstruktiven Schutz der Hausfassade dienen, in den 
Sommermonaten eine natürliche Beschattung bieten und die Dachfläche für leis-
tungsstarke Photovoltaikanlagen und eine umweltfreundliche Stromerzeugung für 
die Eigennutzung vergrößern, wird mit der 2. vereinfachten Änderung des Bebau-
ungsplanes die Obergrenze von Dachüberständen in Anlehnung an die beiden kon-
kret geplanten Wohnhäuser von max. 0,8 m auf 1,5 m an Giebelseiten und 1,65 m 
an Traufseiten erweitert. Da Häuser mit diesen Dachüberständen eine Abweichung 
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der orts- und regional typischen Baustile darstellen, beschränkt sich diese Erwei-
terung auf das WA 1. Dadurch bleibt das Gemeindebild zur Harscheider Str. erhal-
ten.  
 
 
7.  Auswirkungen der Planung 
 
7.1  Städtebauliche Auswirkungen 
 
Mit der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplans Nr. 80 sind keine wesent-
lichen Auswirkungen auf die vorhandenen Nutzungen sowie die persönlichen Le-
bensumstände der bislang in der Umgebung wohnenden und arbeitenden Men-
schen verbunden. 
 
Maßnahmen der öffentlichen Erschließung sind nicht erforderlich. 
 
 
7.2  Umweltbelange 
 
Obwohl gemäß § 13 BauGB kein Umweltbericht erforderlich ist, muss geprüft wer-
den, ob mit der Bebauungsplanänderung erhebliche Umweltauswirkungen verbun-
den sind. Da mit der 2. vereinfachten Änderung lediglich eine Verschiebung und 
Erweiterung von überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb der Baugebiete so-
wie geringfügige Anpassungen der gestalterischen Festsetzungen verbunden sind, 
sind insgesamt keine neuen Beeinträchtigungen der Umweltbelange zu erwarten. 
Es werden keine neuen Baugebiete ausgewiesen. Die bereits festgesetzte Grund-
flächenzahl bleibt unverändert. Die Grundzüge der Planung werden in Folge der 2. 
vereinfachten Änderung nicht verändert daher besteht nach § 1a Abs. 3 BauGB 
keine Ausgleichspflicht. Zusätzlich wurden die Belange des Artenschutzes im Zuge 
der 1. vereinfachten Änderung im Jahr 2022 untersucht. Auch die festgesetzten 
Begrünungsmaßnahmen bleiben bestehen.  
 
 
8. Umsetzung der Planung 
 
Die Planungskosten für die Aufstellung und die Umsetzung der Bebauungsplanän-
derung werden durch die Antragssteller übernommen.  
 
Für die Gemeinde Nümbrecht fallen keine durch die Planung bedingten Kosten an.  


